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P rozessbevol lmächtigte :

EIRGIT GU1/EI.15

Beglaubigte Ahechrift

Amtsgericht Rheinberg

IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

ln dem Rechtsstreit

Verktindet am 24.04.2009

Seyerr
Justizbeschäftigte
als Urkundsheamtin der Geschäftsstelle

[11.r  tJ i ]

Klägers,

Rechtsanwältin Birgit Guyens, Niersenberger
Straße 3, 47475 Kamp-Lintfort,

g e g e n

Beklagten,

t .
2. die HD|-Gerling versicherung AG-Niederl. Essen*, vertr. d. d. Vorstand.

Huyssenalfee 100, 4g1ZB Essen,

Prozessbevoll mächtigte:

hat das Arntsgericht Rheinberg
im schriftlichen Verfahren mit schriftsatzfrist bis zum 1T.04.2009
durch die Richtbrin Altmiks

Rechtsanwälte-
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für Recht erkannt:

1. Die Beklagten werden als Gesamtschuldner verurteilt' an dieFBank GmbH'

vertreten durch den Geschäftsf{Jhrer

1.904,57 EUR nebst Zinsen in Höhe vorr 5 Prozentpunkten über

dem Basiszinssatz seit dem 27 '09,2007 zu zahlen.

Z. Die Beklagterr wer:den als Gesamtschuldner verurteilt, an den Kläger 596,78

EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dein Basiszinssatz seit

dem 31.01.2008 zu zahlen.

3. Die Beklagten werden als Gesamtschuldner verurteilt, an den Kläger 234,97

EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten tiber dem Basiszinssatz seit

dem 31.01.2008 zu zahlen.

4. lm Übrigen wlrd die Klage abgewiesen.

5. Die Kosten des Rechtsstreits werden den Beklagten als Gesamtschuldnern

auferlegt.

6. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 120 Prozent des jeweils aus

dern Urteil zu vollstreckenden Betrages vorläufig vollstrcckbar"

Tatbestand:

Die Parteien sind verbunden irber einen Verkehrsunfall, der sich em 17.05.2007 auf

dem Parkplatz des real- Marktes in Kamp-Lintfort ereignete.

Das klägerische Fahrzeug, ein Pkw Hyundai, amtliches Kennzeichen Üf
dessen Halterder Kläger ist und das im Sicherungseigentum derJBank GmbH

steht, wurde im Unfallzeitpunkt durch die Tochter des Klägers gesteuert.

Diese befuhr mit dem Fahrzeug eine auf dem Parkplatz vorhandene Fahrfläche in

einem Rechtsabbiegevorgang, der das Fahrzeug vorbei an einer Unterstellmöglichkeit

für Einkaufswagen in einen rechten Winkel zu den beidseitig der dortigen Fahrfläche zu

beiden Seiten abgestellten Fahrzeuge bringen sollte.

Das Fahrzeug des Beklagten zu1), welches bei der Beklagten zu 2) haftpflichtversichert

ist, befarrd sich in einer der auf der rechten Seites des klägerischen Fahrzeugs

gelegenen Parklticken hinter einem auf der Ecke befindlichen Unterstand ftir
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,Einkauftwagen.

: Der Beklagte hatte den Ausparkvorgang in rückwärtiger Fahrtrichtung eingeleitet und
' befand sich in einer Rückwärtsbewegung aus der Parklücke heraus,in die Fahrstraße,

in die das klägerische Fahrzeug gerade nach rechts eingebogen war,

Hier kam es zu einer Kollision der beiden Fahrzeuge.

Die Beklagte zu 2) hat unter Berücksichtigung eines dem Kläger anzurechnenden
Mituerschuldens einen Betrag von 1.623,39 EUR gezahlt, wobei sie einen Betrag von
1.598,07 EUR an dielBank GmbH leistete und einen Betrag von 2F,32 EUR.

Hierbei legte sie Reparaturkosten von 2.946,14 EUR nöttö, eine Wertminderung von
250,00 EUR, Sachverständigenkosten von 25,64 EUR und eine Kostenpauschale von
25,00 EUR zugrunde.

Die Eigentürnerin des klägerischen Fahrzeugs hat den Kläger mit Schreiben vom
04,07 '2007 ermächtigt, etwaige Schadenersatzansprüche in eigenem Namen

- gerichtlich geltend zu machen.

Der Kläger tr,ägt vor, dass das klägerische Fahaeug mit angemessener
Geschwindigkeit den Parkplatz befahren habe, während der Beklagte seine doppelte
RÜckschaupflicht verletzt habe und somit allein für den Unfall verantwortlich sei.

Es sei auch ein ausreichender Seitenabstand eingehalten worden, da die Fahrerin des
klägerischen Fahzeugs aufgrund aus dern Unterstand herausragender Einkaufswagen
besonders weit habe ausholen müssen,

Er trägt weiter vor, dass durch den unfall an dem klägerischen Fährzeug ein Schaden
entstanden sei, der Reparaturkosten in Höhe von 3.082,68 EUR netto erforderlich
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gemacht habe und zudem eine Wertminderung in Höhe von 600,00 EUR herbeigeftihtt

habe.

Zudem macht er Kosten für die Einholung eines Sachverständigengutachtens in Höhe

von 571,46 EUR geltend.

Er fordert demeufolge die Zahlung eines weiteren Betrages von 2.084,61 EUR an die

I Banf GmbH und eines weiteren Betrages von 596,78 EUR

(Unfallkostenpauschale, Sachverständigenkosten und Gutachterkosten abzüglich

gezahlter 25,32 EUR).

Der Kläger beantragt,

1. die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurteilen, an diel Bank GmbH,

vertreten durch den Geschäftsftlhrer

-r{fFt, 2.084,61 EUR nebst 5 Proeent Zinsen ltber dem

Basiszinssatz gemäß $ 1 DÜG seit dem 27 '09'2007 zu zahlen,

Z. die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurteilen, an den Kläger 596,7BEUR

nebst 5 Prozent Zinsen Lrber dem Basiszirrssatz gemäß $ 1 DÜG seit dem

27.09.2007 zu zahlen,
g, Die Beklagten werden als Gesamtschuldner verurteilt, an den Kläger 234$7

EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozent über dem Basiszinssatz gemäß $ 1

DÜG seit Klagezustellung zu zahlen"

Die Beklagten beantragen,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagten tragen vor, dass das klägerische Fahrzeug sich mit unangemessen

hoher Geschwindigkeit und nicht ausreichendem Seitenabstartd zu den parkenden

Fahrzeugen auf dem parkplatz bewegt habe und so den Unfalljedenfalls schuldhaft

mitverursacht habe, Der Beklagte habe sich dagegen vot dem Anfahren ausreichend

versichert, dass der Verkehrsraum hinter ihm frei gewesen sei und habe sich langsam
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aus der Parkbox herausgetastet,

Sie tragen weiterhin vor, dass sich die Reparaturkosten allenfalls auf einen Betrag von

2.946,14 EUR beliefen und sich die Wertminderung auf 250,00 EUR beliefe.

Sie ist der Ansicht, dass die Kosten für ein Gutaehten nicht erstattungsfähig seien, da
insoweit bereits der entstandene Schaden durch das von der Beklagten eingeholte
Gutachten der I ngenieurgemeinschaft vom 29.05,20oT festgestanden habe.

Es wurde Beweis erhoben durch vernehmung der Zeugen ntl;und f,l und
sowie durch Einholung eirres Sachverständigengutachtens. Wegen des Ergebnisses
der Beweisaufnahme wird auf das Protolcoll der öffentlichen Sitzung des Amtsger"ichts
Rheinberg vom 28.05.2008 (Bl. 66 der Akte) sowie das zur Akte gereichte Gutachten
des Sachverständigen Dipl.-lng. hvom 17.02.2009 (Bl. BB der Akte) venriesen.

Entscheidungsgründe:

Die Klage ist zulässig und in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang auch
begrirndet.

Zugunsten der Eigenttlmerin des Fahrzeugs besteht eirr Anspruch auf Ersate des
gesamten aus dem Unfallereignis vom 14.01.zaor an dem in ihrem Eigentum
stehenden Fahrzeug entstandenen Schadens gegen die Beklagten aus $$ tZ Abs. 2,
7,  1g StvG, s 115 WG.

Gleichzeitig hat der Kläger gegen die Beklagten einen Anspruch auf Erstattung der ihm
im Rahmen der berechtigten Rechtsvedolgung entstandenen Auf,rvendungen, nachdem
er durch die Eigentümerin des Fahrzeugs im wege einer zulässigen
Prozesssta ndschaft zu r gerichil ichen Geltend mach u n g bestehende r
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Schadenersatzansprüche im Wege einer zulässigen Prozessstandschaft ermächtigt

worden ist, da in dieser Ermächtigung jedenfalls eine konkludente Abtretung der sich

i nsoweit ergebenden Auflrvend u n gsersatzan $ prüche zu sehen ist.

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme ist ein Mitverschulden der Fahr:erin des

klägorischen Fahneugs, welches zu einer Kürzung des Anspruchs fithren könnte

ausgeschlossen. So hat der Sachverständige zu dem Hergang des Unfalls in

nachvollziehbarer und widerspruchsfreier Weise festgestellt, dass die Kollision für die

Fahrerin des klägerischen Fahrzeugs auch dann nicht zu vermeiden gewesen wäre,

wenn sie mit einer angemessenen Geschwindigkeit von 7 km/h den Abbiegevorgang

vorgenommen hätte ($. 16 des Gutachtens; Bl, 102 der Akte). Darauf, ob sie sich

tatsächlich mit höherer Geschwindigkeit näherte kommt es dementsprechend nach den

Grundsätzen der Folgen eines rechtmäßigen Alternatiwerhaltens nicht an.

Gleichzeitig hat der Sachverständige unter Berücksichtigung der Unfallörtlichkeiten und
dem feststellbaren Fahrverhalten des tseklagtenfahrzeugs ebenfalls zureifelsfrei
festgestellt, dass auch ein Verstoß gegen die Pflicht, ausreichenden Abstand zu den
parkenden Fahzeugen einzuhalten, bereits aus technischer Sicht nicht möglich war (S^

10 des Gutachtens, Bl. 96 der Akte) und dem Kläger mithin nicht angelastet werderr

kann.

Dagegen hat der Sachverständige aber ebenso zweifelsfrei festgestellt, dass der

Bek|agtekeinefreiesicht indenrechtshinterihmliegendenBereichdesParkplatzes

hatte (S. 1 1 , 16 des Gutachtens, Bl. 97, 102 der Akte) , von dern aus mit kreuzendem

Verkehr zu rechnen war"

Auch wenn sich die Kollision der Fahrzeuge auf einem Parkplatz ereignete, auf dem die

Grundsätze der SIVO nicht ohne weiteres Anwendung finden können, so besteht doch,

und dies gerade auch auf einem Parkplatz, auf dem mit kreuzendem und andenrueitig

ein- und ausparkenden Verkehr stets zu rechnen ist, eine Sorgfaltspflicht desjenigen,

der rtickwärts eine Parkltrcke verlässt, den gesamten, für den Ausparkvorgang

relevanten Verkehrsraum zu beobachten. Soweit ihm dies nicht möglich ist, besteht,

auch bei der Nutzung eines Parkplatees die Pflicht, sich entsprechend einweisen zu

lassen, um eine Gefährdung des anderen Verkehrs durch das eigene risikoträchtige
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Fah rverhalten auszuschlie ßerr.

Dieser Pflicht ist der Beklagte unstreitig nicht nachgekommen, wohingegen er bei
Einhaltung dieser Pflicht die Kollision hätte verhindern können (S. 16 des Gutachtens,

Bl. 102 der Akte).

Auch wenn danach eine volle Haftung der Beklagten dem Grunde nach besteht, ist die
Klage lediglich in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang begrtrndet, da sich nach
dem Ergebnis der auch hierzu getroffenen gutachterlichen Feststellungen, die eine
profunde Auseinandersetzung mit dem gutachterlich gestützten Vortrag beider Parteien
zeigen und in sich nachvollziehbar und widerspruchsfrei sind, der zu berücksichtigende
Reparaturaufirvand auf einen Betrag von 3,002,64 EUR beschränkt und gleichzeitig eine
Wertminder:ung lediglich in Höhe von 500,00 EUR anzunehmen ist (S. 13 * 1b des
Gutachtens, Bl. 99 - 101 derAkte).

Unter Berücksichtigung der bereits an die f Bank GmbH geleisteten Summe von
1.598,07 EUR verbleibt ein noch zu zahlender Restbetrag in Höhe von 1 .904,57 EUR.

Daneben besteht ein Anspruch des Klägers auf Erstattung der von ihm zur berechtigten
Rechtsverfolgung aufgewendeterr Kosten, soweit der Kläger diese für zweckmäßig und
erforderlich halten durfte (PalandU 68. Auflage 2009, g 249 Rn").

Dies umfasst neben den von den Beklagten bereits durch Zahlung anerkannten Kosten
(Unkostenpauschale und Kostenvoranschlag) auch das klägerseits eingeholte
Sachverständigengutachten und die Kosten der außergerichtlichen anwaltlichen
Vertretung.

Eine Erstafiungsfähigkeit der Gutachterkosten entfällt hier auch nicht durch die
Einholung eines Kostenvoranschlages noch durch das von der Beklagten zu 2)
vorgelegte Gutachten.

So mag die Vorlage eines Kostenvoranschlages dann ausreichend sein und weitere
Gutachten nicht rechtfertigen, wenn die dort angegebenen Kostenansätze unbestriften
bleiben. Dies war hier jedoch gerade nicht der Fall, vielmehr hat die Beklagte zu 2) ein
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eigenes Gutachten einholen lassen, Auf dieses Gutachten braucht der Geschädigte
sich aber nicht verweisen zu lassen. Es steht ihm, soweit er nicht im Vorfeld der .
Einholung des entsprechenderr Gutachtens und dem Gutachter zugestimmt hat, das
Recht zu, die dortigen Angaben zu überprüfen, was ihm, soweit er wie hier nicht ilber
eigenen Sachverstand verfrJgtt, nur durch Einholung eines weiteren Gutachtens möglich
ist (vgl. PalandUHeinrichs, 68. Auflage 2009, g 249 Rn. 40).

Aufgrund der vorbeschriebenen Ausgangslage sind auch die angefallenen
rechtsanwaltskosten erstattungsfäh ig. Be reits a ufg ru nd der besonderen
Eigentumsverhältnisse musste der Kläger sich nicht darauf vennreisen lassen, diese und
die rechtlichen Folgen derselben selbst eu klären. Zudem war aufgrund der nicht
Übereinstimmenden Gutachten mit einer Auseinandersetzung zu rechnen, f(ir deren
Abwicklung der Kläger ebenfalls berechtigterweise anwaltliche Hilfe in Anspruch nahm
(vgl. PalandU Heinrichs, g 249 Rn. 3g),

Da die Beauftragung des Anwaltes bereits vor der anteiligen Zahlung erfolgte, sind die
Gebühren nach dem gesamten Streitwert, unter Berücksichtigung der Reduzierung des
$chadens, die jedoch einen Kostensprung nicht verursacht hat, zu erstatten.

Die geltend gemachten Zinsansprtlche rechtfertigen sich aus dem Gesichtspunkt des
Verzuges, $g 288, 286 BGB sowie der Vorschrift des $ 291 BGB.

Die Entscheidung liber die Kosten beruht auf $ 92 Abs. 2 Nr. 1 Zpo, die Entscheidung
tlber die vorläufige vollstreckbarkeit auf gg 709 Nr, 1 1 ,7og zpo

$trei.tw.ert: 2.084,61 EU R

Altmiks


